
Heppenheim/Darmstadt (dpa). Ein Reisebus
mit 53 Menschen an Bord ist gestern auf der
Autobahn 5 in Südhessen auf einen Kranwa-
gen aufgefahren. Ein 49 Jahre alter Fahrgast
kam dabei ums Leben. Der Mann habe auf dem
Beifahrersitz gesessen, sagte ein Sprecher der
Polizei in Darmstadt. Die rechte Vorderseite
des Busses aus Süddeutschland wurde bei dem
Unfall komplett aufgerissen.

Ein weiterer Passagier wurde eingeklemmt
und schwer verletzt, mehrere andere Insassen
erlitten leichte Verletzungen. Der Fahrer erlitt
einen Schock. Der Bus war in der Nähe von
Heppenheim bei Regen auf den Kranwagen
aufgefahren. Wie es zu dem Unfall kam, war
zunächst nicht bekannt. Auch über das Ziel
des in Baden-Württemberg zugelassenen Bus-
ses konnte die Polizei zunächst nichts sagen.

Ein Toter
bei Busunfall
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Baden-Baden (mjr). Nach einer Explosion in
einer Wäscherei im Baden-Badener Stadtteil
Sandweier sind gestern 150 Menschen in Si-
cherheit gebracht worden. Der Feuerwehr ge-
lang es nach Angaben der Polizei schließlich,
die chemische Reaktion zu stoppen. Zuvor war
das Gebiet im Umkreis von 300 Metern abge-
sperrt und die benachbarten Häuser und Fir-
mengebäude evakuiert worden. Nach fünf-
stündigem Einsatz gab es Entwarnung.

Die Explosion wurde ausgelöst, als Reini-
gungsflüssigkeiten, die im Keller der Wäsche-
rei in Tanks gelagert werden, miteinander in
Kontakt kamen. Teile des Firmengebäudes
wurden bei der Explosion beschädigt.

Baden-Baden:
Explosion in Wäscherei

Stuttgart (dpa). Knapp eine Million erwerbs-
fähige Menschen in Baden-Württemberg kön-
nen nicht richtig lesen und schreiben. Als soge-
nannte funktionale Analphabeten ist ihre
Schrift- und Lesekompetenz so eingeschränkt,
dass eine aktive Teilhabe an der Gesellschaft
nicht möglich sei, sagte Martina Haas, Fachre-
ferentin für Sprachen beim Volkshochschul-
verband Baden-Württemberg.

Anlässlich des Weltalphabetisierungstages
betonte sie, dass noch viel für die Alphabetisie-
rung der Menschen getan werden müsse. Die
Zahlen für den Südwesten entsprechen der
wissenschaftlichen Studie „Level-One“ der

Universität Hamburg. Demnach gelten bun-
desweit 7,5 Millionen Menschen zwischen 18
und 64 Jahren als Analphabeten. Das ent-
spricht einem Anteil von 14,5 Prozent.

Mit etwa 16 Prozent ist der Anteil der Anal-
phabeten bei den 50- bis 64-Jährigen am größ-
ten. Doch auch viele Jüngere können nur ein-
zelne Sätze lesen und schreiben, nicht jedoch
zusammenhängende Texte. Vielerorts bieten
Volkshochschulen Alphabetisierungskurse an.
Darüber hinaus hat der Deutsche Volkshoch-
schulverband ein Online-Portal erstellt, mit
dem die Männer und Frauen ihre Lese- und
Sprachkompetenzen ausbauen können.

Hohe Zahl an Analphabeten
Volkshochschulen bieten Hilfe mit speziellen Kursen an

Stuttgart (dpa/lsw). Ein 54 Jahre alter Mann
muss für neun Jahre und sechs Monate ins
Gefängnis, weil er zwei minderjährige Nichten
mehr als 200-mal sexuell missbraucht hat.

Die Jugendkammer des Landgerichts Stutt-
gart blieb mit dem Urteil unter der Forderung
der Staatsanwaltschaft von elf Jahren Haft.
Der Anwalt des Angeklagten hatte eine ange-
messene Strafe gefordert. Der 54-Jährige hatte
die Taten weitgehend eingeräumt. Er kann Re-
vision gegen das Urteil einlegen.

Laut Anklage hat sich der Mann an seinen
heute 14 und 17 Jahre alten Nichten bei sich zu
Hause in Stuttgart und Ostfildern vergangen.

Lange Haftstrafe für
Missbrauch der Nichten

Albstadt (dpa). Ein Mann aus Albstadt ist
der US-Polizei ins Netz gegangen, als er über
das Internet ein Mädchen für einen sexuellen
Missbrauch buchen wollte. Der 49-Jährige war
nach Angaben der Staatsanwaltschaft
Cleveland auf eine fingierte Internet-Seite der
US-Polizei hereingefallen. Für 1 150 US-
Dollar (rund 820 Euro) hatte er dort einen
achtstündigen Aufenthalt mit einem elf-
jährigen Mädchen gebucht.

Als er im März von Stuttgart nach Cleve-
land geflogen sei, um das Mädchen zu tref-
fen, hätten die Handschellen geklickt, teilte
die Staatsanwaltschaft mit. Der Mann habe

vor Gericht inzwischen alle Vorwürfe zuge-
geben.

US-Ermittler hatten seit September 2009
versucht, mit dem fingierten Internet-Angebot
Pädophile zu überführen. Der Mann aus Alb-
stadt geriet schnell in ihr Visier. Monatelang
habe er im Internet versucht, sexuellen Kon-
takt zu minderjährigen Mädchen zu bekom-
men.

Die US-Ermittler machten ihm schließlich
das Angebot, das elfjährige Mädchen zu tref-
fen, das in Wahrheit nie existierte. Das Urteil
vor dem Bezirksgericht in Cleveland soll am
25. Oktober gesprochen werden.

Pädophiler verhaftet
Mann aus Albstadt geht US-Fahndern ins Netz

Stuttgart (dpa/lsw). Die CDU im Landtag
hat der grün-roten Landesregierung Orientie-
rungslosigkeit in der Bildungspolitik vorge-
worfen. „Es herrscht immer mehr Verwirrung
bei Lehrern, Eltern
und Schulträgern“,
kritisierte Fraktions-
chef Peter Hauk in
Stuttgart. Die Zu-
kunft der Bildungs-
häuser für Drei- bis
Zehnjährige sei so
ungewiss wie die der
Werkrealschulen.

Überdies befürchte
er, dass mit dem Weg-
fall der verbindlichen
Grundschulempfeh-
lung die soziale Sche-
re im Südwesten wei-
ter auseinandergehe.
Gerade bildungsferne
Familien würden ihre Kinder trotz guter Be-
gabung für Realschule oder Gymnasium in
die Hauptschule schicken. Die geplante Ge-
meinschaftschule werde der Vielfalt von Kin-
dern und Jugendlichen nicht gerecht.

Den Schulträgern gaukle Grün-Rot vor, sie
könnten ihre Schulstandorte durch die Ge-
meinschaftsschule retten. Dabei sei die von
Schwarz-Gelb eingeführte Werkrealschule
mit einem mittleren Abschluss die Antwort
auf die rückläufigen Schülerzahlen. Anders
als Bundesbildungsministerin Annette Scha-
van (CDU), die Haupt- und Realschule in ei-
ner Oberschule aufgehen lassen will, hält
Hauk an der Hauptschule fest: „Den Bil-
dungsabschluss der Hauptschule muss es
auch in Zukunft noch geben.“ Mit Blick auf
Schavan und die Zuständigkeit der Länder
für Bildungspolitik fügte er hinzu: „Es gibt
ein Einmischungsverbot.“

Als größte Baustellen des SPD-geführten
Kultusministeriums sieht der Christdemokrat
überdies den Ausbau der Ganztagsbetreuung
an den Grundschulen, den Abbau des Unter-
richtsdefizits an Berufsschulen und flexible
Arbeitszeitlösungen für Lehrer. Kultusminis-
terin Gabriele Warminski-Leitheußer gratu-
liert Fraktionschef Peter Hauk zu der Er-
kenntnis, dass Bildungspolitik den Verände-
rungen in der Welt angepasst werden müsse.
Schade sei allerdings, dass die CDU bei ihren
Schlüssen daraus eng ihren althergebrachten
Vorstellungen verhaftet bleibe.

„Schulpolitik
ist verwirrend“

Peter Hauk Foto: dpa

Stuttgart. Die grün-rote Landesregierung
darf nach Ansicht der Lehrergewerkschaft
GEW das Ziel kleinerer Klassen nicht aus den
Augen verlieren. „Das Kultusministerium hat
angedeutet, dass die Ankündigung der alten
Landesregierung, den Klassenteiler auf 28
Schüler abzusenken, nicht eingehalten wer-
den soll“, kritisierte die Landeschefin der Ge-
werkschaft Erziehung und Wissenschaft
(GEW), Doro Moritz. „Individualisiertes Ler-
nen ist in Großklassen nicht möglich. 25 Kin-
der in einer Klasse sind genug“, sagte Moritz
der Nachrichtenagentur dpa in Stuttgart.

Unterdessen meldete auch der Berufsschul-
lehrerverband harte Kritik an der neuen Lan-
desregierung an. Vor der Landtagswahl ver-
sprochene Verbesserungen im beruflichen
Schulwesen seien nach dem Regierungswech-
sel nicht angegangen worden. „Abwarten,
nicht Aufbruch, heißt jetzt die Devise von
Grün-Rot“, monierte die Landeschefin des
Verbandes, Margarete Schaefer. Der Abbau
des Unterrichtsdefizits und der Überstunden-
bugwelle würden ebenso auf die lange Bank
geschoben wie der Rechtsanspruch auf einen
Platz am beruflichen Gymnasium. Die beruf-

liche Bildung sei das „Stiefkind“ von Grün-
Rot, die geplante Gemeinschaftsschule das
„Lieblingskind“.

Darauf reagierte Kultusministerin Gabriele
Warminski-Leitheußer (SPD) mit dem Hin-
weis, aus finanziellen Gründen sei es nicht
möglich, die Versäumnisse der Vergangenheit
so schnell aufzufangen, wie dies wünschens-
wert wäre. „Die Lehrer können sich darauf
verlassen, dass die neue Landesregierung die
beruflichen Schulen stärker unterstützen
wird als das in der Vergangenheit der Fall
war.“ Die SPD-Landtagsfraktion warb eben-
falls um Geduld. Ein erster Schritt seien 100
neue Berufsschulklassen und 139 neue Voll-
zeit-Stellen zum neuen Schuljahr, meinte der
Abgeordnete Gerhard Kleinböck. Er und sein
Grünen-Kollege Siegfried Lehmann warnten
die Berufsschullehrer davor, die einzelnen
Schularten gegeneinander auszuspielen.

Die GEW-Vorsitzende Moritz verwies auf
Äußerungen Warminski-Leitheußers, wonach

der Plan der schwarz-gelben Vorgängerregie-
rung, den sogenannten Klassenteiler auf 28
Schüler zu reduzieren, nicht finanziert sei.
Demnach würde ab dem Schuljahr 2013/14
eine Klasse geteilt, sobald sie mehr als 28
Schüler hat.

Die grün-rote Koalition verzichte auf eine
weitere Absenkung, weil sie die gewünschte
Förderung eines jeden Schülers nicht voran-
bringe, berichtete Moritz. „Den Eltern ist das
versprochen worden. Die interessiert nicht,
wie das finanziert wird.“ Schließlich wolle

Grün-Rot mehr Geld für Bildung ausgeben.

Der Berufsschullehrerverband fordert ins-
gesamt 1 200 Vollzeitstellen in den nächsten
drei Jahren; von diesen könnten 900 Stellen
haushaltsneutral aus den allgemeinbildenden
Schulen mit rückläufigen Schülerzahlen ab-
gezogen werden. Damit könnten unter ande-
rem das strukturelle Defizit von 4,4 Prozent,
also eine bereits im Stundenplan vorgesehene
Stundeneinsparung, sowie Überstunden ab-
gebaut werden. Im Südwesten unterrichten
20 000 Lehrer an Berufsschulen.

„Kleine Klassen müssen das Ziel bleiben“
GEW-Chefin erinnert an Versprechen / Berufsschulen fühlen sich als „Stiefkind“

DRANGVOLLE ENGE in den Klassenzimmern soll es nach dem Willen der grün-roten Landesregierung
nicht mehr geben. Im Schuljahr 2013/14 soll der Klassenteiler bei 28 liegen. Foto: dpa

„25 Kinder in
einer Klasse sind genug“

Karlsruhe (ke). Das vierstimmige Geläute
für die Messe mit Papst Benedikt XVI. am
Sonntag, 25. September, in Freiburg ist kom-
plett: Der Guss der drei dafür vorgesehenen
neuen Glocken sei „perfekt gelungen“, stellte
gestern der erzbischöfliche Sachverständige
Johannes Wittekind in Karlsruhe fest. Auch
das melodische Zusammenspiel mit der ergän-
zenden Ilvesheimer Marienglocke sei „ein-
wandfrei und flüssig“.

In der Karlsruher Glockengießerei war die
große „Papst-Glocke“ Anfang August vor den
Augen mehrerer hundert Katholiken und eines
Großaufgebots der Medien gegossen worden.
Das Geläute wird nun zum Freiburger Flugha-
fengelände und anschließend dauerhaft nach
Ilvesheim bei Heidelberg gebracht.

Geläute für die
Papstmesse ist perfekt

Waghäusel (epd). Das vermutlich größte
Weihrauchfass der Welt kommt aus Sicher-
heitsgründen nicht beim Papstbesuch zum
Einsatz. Angesichts der Sicherheitsstufe 1 für
Benedikt XVI. sei der „Risikofaktor zu groß“,
die rund 130 Kilogramm schwere Hohlkugel
aus silberglänzendem Aluminiumstahl einzu-
setzen, teilten die Ministranten der katholi-
schen Gemeinde St. Jodokus Wiesental mit.
Die Entscheidung sei vom Erzbistum Freiburg
und dem Staatssekretariat des Vatikans ge-
troffen worden.

Das überdimensionierte Weihrauchfass war
im vergangenen November eingeweiht worden.
Derzeit wird geklärt, ob das Weihrauchfass
auf dem Katholikentag 2012 in Mannheim ein-
gesetzt werden kann.

Weihrauchfass kommt
nicht zum Einsatz

Karlsruhe/Berlin (lsw). Trotz Euro-Schul-
denkrise und Lebensmittelskandalen sind die
Baden-Württemberger mit den Berlinern und
Nordrhein-Westfalen am zuversichtlichsten.
Das geht aus der repräsentativen Studie „Die
Ängste der Deutschen“ hervor, die die R+V-
Versicherung gestern in Berlin vorgestellt hat.
In den drei Bundesländern gaben vergleichs-
weise geringe 39 Prozent der Befragten an,
große oder sehr große Angst vor der Zukunft zu
haben. In Sachsen-Anhalt und Mecklenburg-
Vorpommmern waren die Befragten dagegen
am ängstlichsten. Hier sprachen 56 bezie-
hungsweise 54 Prozent von großen Sorgen.

Für die Studie sind rund 2 400 Deutsche in-
terviewt worden, darunter knapp 250 Baden-
Württemberger. Am meisten Angst haben die

Menschen im Südwesten demnach vor Natur-
katastrophen (67 Prozent) und vor einer Über-
forderung der Politiker (58 Prozent). Erst da-
hinter kommt die Sorge vor steigenden Le-
benshaltungskosten (56 Prozent) und vor Pfle-
gebedürftigkeit im Alter (54 Prozent). Bundes-
weit haben die Befragten am meisten Angst
davor, dass die Euro-Schuldenkrise sie als
Steuerzahler zusätzlich belastet. Auch die
Schadstoffbelastung von Lebensmitteln berei-
tet ihnen Sorge. Je 70 Prozent der rund Befrag-
ten haben davor große Angst.

Bei den 16 jährlich erhobenen Standardfra-
gen äußerten die Deutschen jedoch insgesamt
überraschend wenig Sorgen: So sank die Angst
vor der Arbeitslosigkeit im Vergleich zum Vor-
jahr um 24 Prozentpunkte auf 37 Prozent.

Menschen im Land haben
wenig Angst vor der Zukunft

Für die neue Studie sind 2 400 Deutsche interviewt worden

Göppingen (dpa). Drei Tage lang will
Märklin Göppingen zum Zentrum der Modell-
bahnfreunde machen. Zu den Märklintagen
und der Internationalen Modellbahn-Ausstel-
lung (IMA) vom 16. bis zum 18. September
erwartet das Unternehmen mehr als 60 000
Besucher.

Modellbahnen seien immer noch in Mode,
sagte Märklin-Geschäftsführer Stefan Löbich.
„Die Eisenbahn fährt jeden Tag und ist kein
Auslaufmodell.“

Märklin erwartet
60 000 Modellbahnfans


